Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1354 


Schriftlicher Bericht 


des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Vorbereitung der Volkszählung 1970 

— Drucksache V/1220 — 


A. Bericht des Abgeordneten Picard 


1. Die Bundesregierung hat den Entwurf mit Da- 
tum vom 8. Dezember 1966 beim Deutschen Bun- 
destag eingebracht. In der 84. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 18. Januar 1967 wurde der 
Entwurf ohne Aussprache dem Innenausschuß 
und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO zu- 
gewiesen. Der Innenausschuß hat den Entwurf 
in seiner Sitzung am 25. Januar 1967 abschlie- 
ßend behandelt. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 GO gesondert vorlegen. 

2. In der Überzeugung, daß regelmäßige Volkszäh- 
lungen unentbehrlich für sachgerechte politische 
Entscheidungen in allen Lebensbereichen sind, 


hat der Innenausschuß einmütig zum Ausdruck 
gebracht, daß die Volkszählung unter allen Um- 
ständen rechtzeitig vorbereitet und auch im Jahre 
1970 durchgeführt werden sollte. Der Ausschuß 
hat den Entwurf in der vorgelegten Fassung ge- 
billigt und lediglich zu § 4 Abs. 1 entsprechend 
der Empfehlung des Bundesrates (der die Bun- 
desregierung zugestimmt hatte), die Worte 
„Haushaltsvorstände oder deren Vertreter" 
durch die Worte „Haushaltsvorstände oder die 
volljährigen Mitglieder" zu ersetzen, damit die 
Befrager die Möglichkeit haben, nicht nur die 
unter Umständen schwer ermittelbaren Vertreter 
des Haushaltsvorstandes, sondern alle erwachse- 
nen Haushaltsmitglieder um Auskunft zu er- 
suchen. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/1220 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 25. Januar 1967 

Der Innenausschuß 

Schmitt-Vockenhausen Picard 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestrußc 54, Tel. 6 35 51 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Vorbereitung der Volkszählung 1970 

— Drucksache V/1220 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Vorbereitung der Volkszählung 1970 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Vorbereitung der Volkszählung 1970 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 § 1 

Zur Vorbereitung einer Volks-, Berufs- und unverändert 

Arbeitsstättenzählung im Jahre 1970 werden in den 
Jahren 1967 bis 1969 Probebefragungen und metho- 
dische Untersuchungen durchgeführt. 


§2 § 2 

(1) Zur Vorbereitung der Volks- und Berufszäh- unverändert 

lung werden Probebefragungen bis zu dreimal jähr- 
lich durchgeführt. In jedem Jahr dürfen in die Er- 
hebungen höchstens 60 000 Haushalte einbezogen 

werden. 

(2) Hierbei können erfaßt werden: 

1. Merkmale der Person, der Familie, des 
Haushalts, Staatsangehörigkeit, Vertriebe- 
nen-(Flüchtlings-)eigenschaft und Wohn- 
sitz, 

2. berufliche, wirtschaftliche und soziale Ver- 
hältnisse, insbesondere Erwerbstätigkeit 
und soziale Sicherheit sowie Angaben zur 
Pendelwanderung, 

3. schulische und berufliche Ausbildung. 


§ 3 § 3 

(1) Zur Vorbereitung der Arbeitsstättenzählung unverändert 

werden zwei Probebefragungen in höchstens 10 000 
nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten durchge- 
führt. ' 
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(2) Hierbei können erfaßt werden: 

1. Art der Arbeitsstätte und der ausgeüb- 
ten Tätigkeit, 

2. Eintragung des Inhabers oder Leiters der 
Arbeitsstätte in die Handwerksrolle sowie 
Vertriebenen- (Flüchtlings-) eigenscbaft, 

3. in der Arbeitsstätte tätige Personen, ihr 
Geschlecht, ihre Stellung im Betrieb und 
Zahl der ausländischen Arbeitnehmer, 

4. Rechtsform der Unternehmen, in den Un- 
ternehmen tätige Personen, ihre Stellung 
im Betrieb. 

§4 

(1) Befragt werden für die Haushalte die Haus- 
haltsvorstände oder deren Vertreter, für die Ar- 
beitsstätten und Unternehmen deren Inhaber oder 
Leiter. 

(2) Die Erteilung der Auskünfte ist freiwillig. 


§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§6 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 4 

(1) Befragt werden für die Haushalte die Haus- 
haltsvorstände oder die volljährigen Mitglieder, für 
die Arbeitsstätten und Unternehmen deren Inhaber 
oder Leiter. 

(2) unverändert 

§ 5 

unverändert 

§ 6 

unverändert 
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